	
	
	


1. Petition 15/3436 betr. Radfahren auf Waldwegen; Streichung der „2-Meter-Regel“ und der  entsprechenden Bußgeldbestimmung im Landeswaldgesetz


	
	
	


Gegenstand der Petition:


	
	
	


Mit ihrer Petition verfolgen die Petenten die Änderung des Landeswaldgesetzes Baden-Württemberg.  Es wird gefordert, in § 37 Abs. 3 den Satz 3, der das  Reiten auf gekennzeichneten Wanderwegen unter 3 m  Breite und auf Fußwegen sowie das Radfahren auf  Wegen unter 2 m Breite verbietet, ersatzlos zu streichen. Außerdem wird die Streichung entsprechender  Bußgeldbestimmungen in § 83 Abs. 2 Nr. 1 Landeswaldgesetz gefordert.

	
	
	


Sachverhalt:

	
	
	



Auf Grundlage des Bundeswaldgesetzes und der Waldgesetze der Länder besteht ein freies Betretensrecht für  den Wald. Jeder darf Wald zum Zwecke der Erholung  betreten. Neben dem Betretensrecht sind als andere Benutzungsarten das Radfahren, das Fahren mit Krankenfahrstühlen und das Reiten im Wald erlaubt. Der Wald  in Baden-Württemberg wird intensiv von Erholungssuchenden genutzt (zu Fuß, radfahrend oder reitend). Solche Nutzungen sind nie völlig konfliktfrei. Deswegen  sind das Reiten und Fahrradfahren schon bundesrechtlich auf Straßen und Wege beschränkt.

	
	
	


Der Bundesgesetzgeber hat in § 14 Abs. 2 Bundeswaldgesetz die Länder ermächtigt, die Einzelheiten zu  regeln. Damit hat der Bund lediglich eine Grundsatzentscheidung getroffen. Das gesamte „Wie“ regeln die Länder in Abhängigkeit der länderspezifischen Besonderheiten.


	
	
	


Baden-Württemberg hat in § 37 Abs. 3 Landeswaldgesetz den bundesrechtlichen Rahmen insoweit ausgefüllt, als hier das Radfahren und das Reiten im Wald  auf Straßen und dafür geeigneten Wegen zulässig ist  unabhängig vom Willen der Waldbesitzenden. Diese  haben die Nutzung ihrer Straßen und geeigneten Wege zu dulden. Im Hinblick auf die Geeignetheit eines  Weges hat der baden-württembergische Gesetzgeber  durch die Beschränkung des Reitens auf Wege über  3 Meter Breite und des Radfahrens auf Wege über  2 Meter Breite eine weitere Konkretisierung vorgenommen. Die Forstbehörde kann Ausnahmen von dieser Regelung zulassen.
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	Hiergegen wenden sich die Petenten und verbinden  mit der Streichung dieses Teilsatzes im Landeswaldgesetz folgende Forderungen: 
	

	9
	 • Schaffung eines grundsätzlichen Rechts zum Befahren von Wegen unabhängig von deren Breite,  d. h. alle Wege und Pfade sollen frei und ohne Betrachtung einzelner Nutzergruppen befahrbar sein,  sofern dies natur- und sozialverträglich unter Beachtung des allgemeinen Rücksichtnahmegebots  möglich ist. 
	


 • Einschränkung des Rechts zum Betreten oder Befahren aller Wege nur aus wichtigem Grund und in der Regel unter Anhörung der Fachverbände der  Betroffenen (Radfahren, Wandern, Reiten), analog  dazu

	
	
	


• verbindliche Besucherlenkungsmaßnahmen nur in  nachgewiesenen konfliktbehafteten Regionen oder  zu touristischen Zwecken.

	
	
	


• Einberufung und Etablierung eines Runden Tisches  unter Einbeziehung aller Waldnutzerinnen und  Waldnutzer bzw. ihrer Verbände zur Förderung des  konstruktiven Dialogs, des gegenseitigen Verständnisses und zur Lösung eventueller Probleme oder  Konflikte.
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	Die Petenten begründen ihre Petition damit, dass Baden-Württemberg aus ihrer Sicht den vom Bund in  § 14 Abs. 2 Bundeswaldgesetz gesetzten Rahmen zur  Regelung der Einzelheiten des Betretens im Wald  überschreitet. Vor allem könne nach der bundesrechtlichen Regelung das Betreten nur aus einem nachvollziehbaren wichtigen Grund eingeschränkt werden.  Die 2-Meter-Regelung erfülle diese Voraussetzung  nicht, da sie unverständlich und pauschal einen wesentlichen Anteil der Waldwege aus dem generellen  Waldbenutzungsrecht ausgrenze. Damit verstoße die  Regelung auch gegen den verfassungsrechtlichen  Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im Sinne eines  Übermaßverbots, da es mildere Mittel als die 2-Meter-Regelung gebe, um Konflikte zwischen Wanderern und Fahrradfahrern zu vermeiden. Zugleich sei  damit ein Verstoß gegen das in Art. 3 c der Landesverfassung Baden-Württemberg verbriefte Grundrecht  auf Sportausübung verbunden.   
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	Rechtliche Würdigung:  
	


Nach derzeitiger Rechtslage ist in Baden-Württemberg gem. § 37 Abs. 3 Satz 1 Landeswaldgesetz das  Radfahren und Reiten im Wald nur auf Straßen und  hierfür geeigneten Wegen gestattet. Auf Fußgänger ist  dabei Rücksicht zu nehmen. Nach § 37 Abs. 3 Satz 3  Landeswaldgesetz sind nicht gestattet das Reiten auf  gekennzeichneten Wanderwegen unter 3 Metern Breite und auf Fußwegen, das Radfahren auf Wegen unter  2 Metern Breite sowie das Reiten und Radfahren auf  Sport- und Lehrpfaden. Die Forstbehörde kann Ausnahmen zulassen; so kann in Abhängigkeit von den  regionalen Verhältnissen, z. B. in besonders belasteten  Erholungsräumen, ein flexibler Ausgleich zwischen  allen Nutzergruppen geschaffen werden.

	
	
	


Die Entscheidung über die Ausnahme liegt im Ermessen der unteren Forstbehörde, welche für die bean- tragten Streckenabschnitte die Interessen aller Nutzergruppen ausreichend zu berücksichtigen hat. Von Seiten der Landesregierung wird angestrebt, dass sich vor  Ort Initiativen bilden, die Mountainbikestrecken konzipieren, mit den jeweiligen Waldbesitzenden und anderen Interessengruppen abstimmen, den unteren Forstbehörden zu Genehmigung vorlegen und schließlich  umsetzen.


	
	
	


Speziell das von der Petition angesprochene Reiten  und Fahrradfahren im Wald stellen Formen des gegenüber dem freien Betreten des Waldes erweiterten  Betretensrechts dar. Auch diese Benutzungsarten sind  nur zum Zwecke der Erholung zulässig, da das Bundeswaldgesetz und in seiner Folge die Waldgesetze  der Länder das freie Betreten des Waldes grundsätzlich nur zu Erholungszwecken zulassen.

	
	
	


Beim Radfahren oder Reiten im Wald sind aus Gründen des Schutzes anderer Erholungssuchender, die  sich auf denselben Wegen zu Fuß im Wald bewegen,  aber auch zur Wahrung der Interessen der Waldeigentümer gewisse Einschränkungen unerlässlich.

	
	
	


Aus diesem Grund hat schon der Bundesgesetzgeber  in § 14 Bundeswaldgesetz ein generelles Wegegebot  vorgesehen, das dem Radfahren und Reiten abseits  von Wegen entgegensteht. Baden-Württemberg hat  gemäß der bundesrechtlichen Ermächtigung in § 14  Abs. 2 Bundeswaldgesetz das generelle Wegegebot  des Bundeswaldgesetzes zum Schutze der übrigen  Waldbesuchenden und der Eigentümerinteressen dahingehend weiter konkretisiert, als das Reiten und  Fahrradfahren nur auf Straßen und dafür geeigneten  Wegen zulässig sind. Durch die 3-Meter-Regelung für  Reiter und die 2-Meter-Regelung für Radfahrer wird  der unbestimmte Rechtsbegriff des geeigneten Weges  weiter konkretisiert.

	
	
	


Mit der Festlegung der 2-Meter Grenze im Gesetz hat  Baden-Württemberg die geeigneten Wege eindeutig  definiert und damit eine operationale Regelung geschaffen. Diese Beschränkung ist aufgrund der technischen Entwicklung der Fahrräder berechtigt. Moderne  Geländefahrräder (Mountainbikes) eignen sich, auch  schwierige Geländeverhältnisse zu bewältigen. Aber  auch die damit zu erreichenden Geschwindigkeiten  verlangen eine eindeutige Beschränkung, um gefähr liche Begegnungen zwischen Radfahrern und Fußgängern möglichst zu vermeiden. Hierfür erscheint die  2-Meter-Grenze aufgrund der dann gegebenen Ausweichmöglichkeit durchaus geeignet und verhältnismäßig.

	
	
	


Ein Verstoß gegen Bundesrecht ist somit nicht feststellbar.

	
	
	


Die „2-Meter-Regel“ bezweckt den Interessenausgleich bei der Erholungsnutzung im Wald und ist in  ihrer konkreten Formulierung geeignet, diesen Zweck  zu erfüllen. Aufgrund des Gefährdungspotenzials ist  die Regelung des Befahrens erforderlich. Die Regelung wurde im Hinblick auf die Beschränkung des  Rechtes auf freie Entfaltung der Persönlichkeit, in  Form der Freizeitbeschäftigung gegenüber dem Recht  auf Leben und persönliche Unversehrtheit abgewogen  und für angemessen beurteilt. Darin besteht der von  den Petenten in Zweifel gezogene wichtige Grund i. S.  des § 14 Abs. 2 Bundeswaldgesetz.

	
	
	


Auch ein Verstoß gegen Art. 3 c Abs. 1 der Landesverfassung Baden-Württemberg ist nicht feststellbar.  Zum einen konstatiert Art. 3 c Landesverfassung kein  Grundrecht auf Sportausübung, sondern verpflichtet  in Form einer Staatszielbestimmung das Land zur  Kultur- und Sportförderung. Zum anderen verhindert  die 2-Meter-Regelung nicht das Radfahren im Wald,  sondern beschränkt es lediglich im Rahmen der Güter- und Interessenabwägung einzelner Waldbenutzungsarten auf bestimmte Wege. Angesichts eines  Wegenetzes von rd. 87.000 km über zwei Meter Breite bestehen in Baden-Württemberg ausreichend Möglichkeiten, im Wald Fahrrad zu fahren.

	
	
	


Angesichts der bezüglich des Radfahrens im Übrigen  bestehenden Regelungen des Bundes und der Länder  trifft es auch nicht zu, dass Baden-Württemberg eine  Sonderstellung einnimmt.


	
	
	


So sieht die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur  Straßenverkehrsordnung (VwV-StVO) vor, dass gemeinsame Fuß- und Radwege außerorts mindestens  2,0 Meter breit sein müssen und bestätigt damit die  Regelung des Landeswaldgesetzes.

	
	
	


Das Landeswaldgesetz Rheinland-Pfalz erlaubt gem.  § 22 Abs. 3 Radfahren im Wald nur auf Straßen und  Waldwegen. Waldwege werden in § 2 Abs. 7 wie folgt  definiert: Waldwege im Sinne dieses Gesetzes sind  nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmete, dauerhaft  angelegte oder naturfeste forstliche Wirtschaftswege;  Maschinenwege, Rückschneisen, Gliederungslinien  der Betriebsplanung sowie Fußwege und -pfade sind  keine Waldwege. Mit dieser Formulierung entspricht  die rheinland-pfälzische Regelung in ihren Folgen der  baden-württembergischen Regelung weitestgehend.  Das Waldgesetz in Thüringen erlaubt gem. § 6 Abs. 3  Radfahren auf befestigten Wegen und Straßen. In der  ersten Durchführungsverordnung zum Thüringer  Wald gesetz (1. DVOThürWaldG) wird in § 2 Abs. 1  der Begriff befestigte Wege weiter spezifiziert, indem festgelegt wird, dass befestigte Wege und  Straßen durch ihren Ausbauzustand ihre Bestimmung  für den auf Dauer angelegten forstwirtschaftlichen  Verkehr erkennen lassen müssen.

	
	
	


Das bayerische Waldgesetz sieht vor, dass das Radfahren auf geeigneten Wegen zulässig ist. Eine weitergehende Erläuterung zum Begriff „geeignet“ erfolgt im Gesetz nicht. Auf den Internet-Seiten des  Bayerischen Staatsministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (STMELF) werden ungeeig nete Wege aufgelistet, u. a. sind „Pfade, Steige oder  ähnliche schmale Fußwege“ ungeeignet. Obwohl hier  nicht mit derselben konkreten Formulierung gearbeitet wird, ergeben sich indirekt vergleichbare Folgen,  wie sie sich aus der Regelung in Baden-Württemberg  ergeben.

	
	
	


Das von den Petenten ausdrücklich erwähnte neue  hessische Waldgesetz beschränkt das Radfahren in  § 15 Abs. 3 „auf befestigte oder naturfeste Wege, die  von Waldbesitzerinnen und Waldbesitzern oder mit deren Zustimmung angelegt wurden und auf denen  unter gegenseitiger Rücksichtnahme gefahrloser Begegnungsverkehr möglich ist“. Die unbestimmten  Rechtsbegriffe „gegenseitiger Rücksichtnahme“ und  „gefahrloser Begegnungsverkehr“ werden allerdings  nicht weiter erläutert.


	
	
	


Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) schreibt in  § 59 Abs. 1 fest, dass die freie Landschaft auf Straßen  und Wegen sowie auf ungenutzten Grundflächen zum  Zweck der Erholung betreten werden darf. Bezüglich  des Betretens des Waldes wird in § 59 Abs. 2 auf das  Bundeswaldgesetz und die Waldgesetze der Länder  verwiesen.

	
	
	


Nach Naturschutzgesetz Baden-Württemberg (NatSchG  BW) § 51 Abs. 3 ist das Radfahren nur auf „hierfür geeigneten Wegen“ erlaubt. Die Kommentierung hierzu  sieht Wege von ausreichender Breite und Befestigung,  die „ein gefahrloses Passieren von Fußgängern sowie  im Gegenverkehr zulassen“ für geeignet an. Fußpfade  werden als grundsätzlich ungeeignet eingestuft. Die unbestimmte Formulierung „geeignet“ war bislang insoweit unkritisch, als diese Regelung ausschließlich auf  das Offenland abhebt.

	
	
	



Die Intention der Regelung im Landeswaldgesetz Baden-Württemberg deckt sich somit im Wesentlichen  mit anderen Waldgesetzen, die das Radfahren aus den  genannten Gründen durchgehend auf bestimmte  Straßen und Wege beschränken. Baden-Württemberg  nimmt damit keine Sonderstellung ein, sondern hat lediglich eine praktikable, weil eindeutige Formulierung gewählt.

	
	
	


In der Diskussion zur „2-Meter-Regel“ haben sich zuletzt insbesondere die Interessenvertretungen der  Waldbesitzenden, der Landesjagdverband, die Wanderverbände und die Naturschutzverbände geäußert.  Die Forstkammer, der Städte- und Gemeindetag, der  Landkreistag und der Badische Landesbauernverband  als Vertretungen des Nichtstaatswaldes appellieren  für eine Beibehaltung der geltenden Regelung, um zusätzliche Beschränkungen oder Benachteiligungen bei  der forstlichen Bewirtschaftung zu verhindern.


	
	
	


Die Waldbesitzenden sehen gemeinsam mit der Jägerschaft, dass die Aufhebung der „2-Meter-Regel“ die  Jagd weiter erschweren wird und somit die auch politisch angestrebte natürliche Waldentwicklung nicht  mehr wirksam unterstützt werden kann. Steigende,  ungesteuerte Nutzungsintensitäten, insbesondere in  bislang unbelasteten Gebieten wird zu einer Beun ruhigung und damit Belastung des Wildes führen.  Aus Wanderverbänden wird der Standpunkt formuliert, dass Erholungssuchende, die zu Fuß unterwegs  sind, durch andere Erholungssuchende nicht gefährdet  werden dürfen und der bestehende Erholungswert  nicht unangemessen reduziert wird. Der Schwarzwaldverein schreibt: „Der Schwarzwaldverein sieht  keinen Anlass, sich für die Abschaffung der ZweiMeter-Regelung einzusetzen, wie sie von Radfahrerverbänden gefordert wird. Er weist auch darauf hin,  dass es bei der Abwägung um diese Regelung nicht  nur um die Interessen der Wanderer geht, sondern  auch um Besucherlenkung, Besitzverhältnisse, Haftungs- sowie Versicherungsfragen, Forstinteressen  und Naturschutz.“ Der Schwäbische Albverein wendet sich klar gegen eine Abschaffung der „2-MeterRegelung“ und schreibt: „Der Schwäbische Albverein  hält den Vorstoß der Deutschen Initiative Mountain  Bike e. V. (DIMB), die sogenannte ‚Zwei-Meter-Regelung‘ in Baden-Württemberg zu kippen, für unangebracht.“

	
	
	


Vonseiten des Naturschutzes wird darauf gedrängt,  dass Schutz- und Ruhezonen für Tier- und Pflanzenarten nicht beeinträchtigt werden. Bei einer pauschalen Streichung der „2-Meter-Regel“ könnten Naturschutzbelange insbesondere außerhalb von ausgewiesenen Schutzgebieten nur noch reaktiv und kurativ in  bereits beschädigten Gebieten berücksichtigt werden.  Vor Ausweisung neuer Strecken ist daher aus deren  Sicht eine Prüfung notwendig.

	
	
	


Ähnliches gilt auch für das Reiten im Wald. Eine  Aufhebung der „3-Meter-Regelung“ würde neue Konflikte zwischen den Waldbesucherinnen und Waldbesuchern provozieren. Mit den bestehenden Regelungen soll sichergestellt werden, dass sich die Erholungssuchenden zu Fuß, auf dem Fahrrad oder Pferd  gefahrlos begegnen können. Gleichzeitig sollen Schäden an unbefestigten Fußpfaden vermieden werden,  die durch eine stärkere Beanspruchung beim Reiten  und Fahrradfahren bei ungeeigneter Witterung ent stehen können und die Wege für Fußgängerinnen und  Fußgänger ungeeignet bis unpassierbar machen.
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Anhörung:

	
	
	


Der Petitionsausschuss führte gemeinsam mit dem  Ausschuss für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz am 4. Juni 2014 eine Anhörung durch. Das  Protokoll der Anhörung ist auf der Homepage des  Landtags veröffentlicht.

	
	
	


Mündliche Erörterung im Petitionsausschuss in der  Sitzung des Petitionsausschusses am 16. Juli 2014.  Die Berichterstatterin verwies im Zusammenhang mit  der Petition auf die am 4. Juni 2014 durchgeführte  Anhörung. Sie stellte den Antrag, die Petition der Regierung als Material zu überweisen. Ziel solle es sein,  alle Interessen der Waldnutzer zu berücksichtigen, die  der Wanderer, Radfahrer, Spaziergänger, Jäger, Eigentümer sowie die Interessen all derer, die den Wald  nutzen und genießen wollten. Daher sollten die Kommunen vor Ort entscheiden, ob und welche Waldwege  in welcher Form genutzt werden könnten. Die Kommunen und Verbände vor Ort sollten in einen Dialog  treten und gemeinsam die unterschiedlichen Interessen bündeln und umsetzen. Darunter falle auch die  Öffnung und Ausweisung von Wegen von unter 2 m  Breite für die Nutzung als sogenannte Single-Trails  für Mountainbiker. Die Kommunen und Verbände  würden die Verhältnisse vor Ort am besten kennen  und könnten somit auch die beste Entscheidung für alle treffen.

	
	
	


Ein Abgeordneter regte an, die Petition im Übrigen  für erledigt zu erklären. Ferner schlug er vor, auch folgende Formulierung in den Beschlussvorschlag zu  übernehmen:

	
	
	


„Das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz hat die unteren Forstbehörden ausdrücklich aufgefordert, lokale Initiativen zur Ausweisung  neuer und geeigneter Strecken aktiv zu unterstützen.  Das von der Schwarzwald-Tourismus GmbH, den beiden Schwarzwald-Naturparken, dem Schwarzwaldverein und ForstBW gemeinsam entwickelte Strategiepapier und das im Februar vorgestellte neue MountainBike-Handbuch bieten dafür eine gute Grundlage.“

	
	
	


Ein anderer Abgeordneter teilte mit, dass die Kommunen allein das Problem nicht lösen könnten. Hier seien  auch die Forstbehörden gefordert. Aus diesem Grund  halte er es für wesentlich, den oben zitierten Zusatz in  die Beschlussempfehlung aufzunehmen.

	
	
	


Die Berichterstatterin führte an, dass sie damit einverstanden sei. Allerdings könne die Petition nicht für erledigt erklärt werden, da das Ministerium noch nicht  mit der Umsetzung begonnen habe. Es müsse somit  bei der Materialüberweisung bleiben.

	
	
	



Ein Vertreter des Ministeriums für Ländlichen Raum  und Verbraucherschutz führte aus, dass die unteren  Forstbehörden für die Erteilung der Ausnahmegenehmigungen von der 2 m Regelung zuständig seien. Das  Ministerium habe die Behörden angewiesen positiv  und produktiv auf örtliche Initiativen zuzugehen. Alle  Behörden verfügten mittlerweile auch über das bereits  zitierte Mountain-Bike-Handbuch, das in der Angelegenheit einen wichtigen Leitfaden darstelle. Darüber  hinaus seien die Geschäftsführer von ForstBW im  Rahmen des Zielvereinbarungsprozesses 2015 angewiesen worden die unteren Forstbehörden fachlich zu  begleiten. Die Geschäftsführer der Naturparks seien  beauftragt worden sich im Rahmen der Besucherlenkung offensiv mit dem Thema der Ausweisung von  Single-Trails zu befassen. In den Naturparks seien  Fördermittel vorhanden, um die Umsetzung entsprechender Maßnahmen auch finanziell unterstützen zu  können. Diese Mittel seien nun verstärkt worden. Zudem sei bei der Förderung ein neuer Fördertatbestand  nämlich die finanzielle Unterstützung der Neuausweisung von Single-Trails außerhalb von Naturparkflächen (Verdichtungsräume) aufgenommen worden.  Ferner sei das Ministerium in einen Dialog mit den  Interessengruppen eingetreten. Ein erstes sehr konstruktives Treffen habe dabei bereits stattgefunden.  Nun gehe es darum, den Kreis der Beteiligten zu erweitern, um einen gemeinsamen Leitfaden unter dem  Aspekt „Verhalten der Erholungssuchenden im Wald“  auszuarbeiten. Er ergänzte, in der Sache habe man einen guten Start hinbekommen, die eigentliche Arbeit  müsse nun aber noch folgen. Er verdeutlichte, dass  die derzeitige gesetzliche Regelung bereits Ausnahmen von der 2 m Regelung zulasse, in der Vergangenheit davon jedoch nur wenig Gebrauch gemacht worden sei, was man nun ändern wolle. Dafür sei man bereit auch finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen.


	
	
	


Ein Abgeordneter führte an, das Hauptanliegen der  Petenten sei die Abschaffung der 2 m Regelung gewesen. Hilfsweise sei es ihnen darum gegangen in einen  Dialog mit allen Beteiligten einzutreten und einen  runden Tisch einzurichten. Insofern gingen die bisherigen Bemühungen sicher in die richtige Richtung.

	
	
	


Ein weiterer Abgeordneter regte an, den Abgeordneten das Mountain-Bike Handbuch als Argumenta tionshilfe zur Verfügung zu stellen.

	
	
	


Ein weiterer Abgeordneter erkundigte sich nach der  Haftung und den Versicherungspflichten im Falle der  Erteilung einer Ausnahmegenehmigung.

	
	
	


Der Vertreter des Ministeriums führte an, dass mit der  Erteilung einer Ausnahmegenehmigung keine erhöhte  Versicherungspflicht einhergehe. Es handle sich um  normale Wege, die für Mountainbiker geöffnet seien.  Für die Eigentümer werde damit keine erhöhte Verkehrssicherungspflicht begründet.

	
	
	


Die Berichterstatterin schlug danach folgende Beschlussempfehlung zur Abstimmung vor, der der Ausschuss einstimmig zustimmte:

	
	
	

	51
	
	


Beschlussempfehlung:

	
	
	


Dem der Petition zugrundeliegenden Interesse, den Wald und die Waldwege allen erholungssuchenden und sportausübenden Per sonen so uneingeschränkt wie möglich zur  Verfügung zu stellen, wird durch die im baden-württembergischen Waldgesetz bestehende Regelung bereits Rechnung getragen.

	
	
	


Das Ministerium für Ländlichen Raum und  Verbraucherschutz hat die unteren Forstbehörden ausdrücklich aufgefordert, lokale  Initiativen zur Ausweisung neuer und geeigneter Strecken aktiv zu unterstützen. Darunter fallen auch die Ausnahmeregelungen für  Single-Trails für Mountainbike-Strecken.

	
	
	


Das von der Schwarzwald-Tourismus GmbH,  den beiden Schwarzwald-Naturparken, dem  Schwarzwaldverein und ForstBW gemeinsam entwickelte Strategiepapier und das im  Februar vorgestellte neue Mountain-BikeHandbuch bieten dafür eine gute Grundlage.

	
	
	


Die Petition wird der Regierung als Material  überwiesen. Außerdem wird die Regierung  gebeten, nach einem Jahr zu berichten.
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	Berichterstatterin: Böhlen
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	


